
  

 

  Bern, 1. Dezember 2017   Adressat/in: die Kantonsregierungen   Änderung der Strafprozessordnung (Umsetzung der Motion 14.3383, Kommis-sion für Rechtsfragen des Ständerates, Anpassung der Strafprozessordnung); Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens   Sehr geehrte Frau Präsidentin Sehr geehrter Herr Präsident Sehr geehrte Regierungsmitglieder   Der Bundesrat hat am 1. Dezember 2017 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-schaft und den interessierten Kreisen zur Änderung der Strafprozessordnung (Umsetzung der Motion 14.3383, Kommission für Rechtsfragen des Ständera-tes, Anpassung der Strafprozessordnung) ein Vernehmlassungsverfahren durch-zuführen.  Die Vernehmlassungsfrist dauert bis am 14. März 2018.  Die Motion 14.3883 der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates (Anpassung der Strafprozessordnung) beauftragt den Bundesrat, nach einer Prüfung der Pra-xistauglichkeit der Strafprozessordnung (StPO) dem Parlament bis Ende 2018 die notwendigen Änderungen vorzulegen. Die StPO erfährt keine grundlegende Revisi-on, sondern punktuelle Änderungen einzelner Bestimmungen, deren Anwendung in der Praxis zu Schwierigkeiten oder ungewollten Ergebnissen führt. Die wichtigsten Änderungen betreffen folgende Punkte:  Die lückenlose Umsetzung des Grundsatzes der «double instance»; die Einschrän-kung der Teilnahmerechte von Parteien an Beweisabnahmen; die gesetzliche Veran-kerung der Beschwerdebefugnis der Staatsanwaltschaft gegen Haftentscheide des Zwangsmassnahmengerichts; die Lockerung der Voraussetzungen für Untersu-chungs- und Sicherheitshaft wegen Wiederholungsgefahr; die Möglichkeit der Auf-zeichnung von Einvernahmen auch im Vorverfahren und unter Verzicht auf gleichzei-tige Protokollierung; die Auswahl der amtlichen Verteidigung durch eine andere Stel-le als die verfahrensleitende Behörde; die Möglichkeit, im Strafbefehlsverfahren Zi-vilansprüche zu beurteilen; die Pflicht zur Einvernahme der beschuldigten Person vor Erlass des Strafbefehls in bestimmten Fällen; die Einschränkung des Strafbefehls-

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 



 

 
 

2/2 
 
 

verfahrens bei der Beteiligung von Opfern; sowie die Möglichkeit der Privatkläger-schaft zur Einsprache gegen Strafbefehle.   Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html.  Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-den:  annemarie.gasser@bj.admin.ch.  Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen Peter Goldschmid (Tel. 058 462 59 27; peter.goldschmid@bj.admin.ch) und Franziska Zumstein (Tel. 058 463 50 12; franziska.zumstein@bj.admin.ch) zur Verfügung.    Beste Grüsse  Simonetta Sommaruga Bundesrätin 


